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Thema der Woche: 

Deutschland voranbringen! 
Klausurtagung der Fraktionsvorstände von CDU/CSU und SPD 

 
Diese Woche stand im Zeichen der in Bonn 
und Königswinter am 26. und 27. Februar 2008 
gefassten Beschlüsse der Fraktionsvorstände 
von CDU/CSU und SPD. Wir haben hier deut-
lich gemacht: Die Große Koalition ist hand-
lungsfähig und löst die wichtigen Probleme 
unseres Landes. In vertrauensvoller Atmo-
sphäre haben wir wichtige Durchbrüche in ent-
scheidenden Feldern erreicht: Bei der Pflege-
versicherung bleibt es den Ländern überlas-
sen, ob sie bestehende Einrichtungen einbin-
den oder neue Pflegestützpunkte aufbauen 
wollen. Damit stellen wir sicher, dass die Gel-
der der Pflegeversicherung bei den Pflegebe-
dürftigen ankommen und nicht in bürokratische 
Strukturen gesteckt werden. Mit der Eigen-
heimrente unterstützen wir die Bürgerinnen 
und Bürger bei der Bildung von Wohneigen-
tum. Die eigene Immobilie ist weiterhin nicht 
nur eine sichere, sondern auch die in der Be-
völkerung beliebteste Form der privaten Al-
tersvorsorge. Deswegen ermöglichen wir es 
den Bürgerinnen und Bürgern, das in der Ries-
ter-Rente angesparte Kapital zur Finanzierung 
der Wohnimmobilie zu entnehmen. Auch wenn 
wir nicht alle unsere Vorstellungen durchset-
zen konnten, ist das doch ein wichtiges Signal 
für den Wohnungsbau. 
 
Zudem haben wir mit einem gemeinsamen 
Positionspapier erneut die Bedeutung der In-
tegrationspolitik unterstrichen. Darin machen 
wir deutlich: Wir wollen die Integration und la-
den die bei uns lebenden und integrierten Aus-
länder ein, sich um die deutsche Staatsbürger-
schaft zu bemühen. Wir sind uns aber mit der 
SPD einig, dass der Erhalt der Staatsbürger-
schaft am Ende eines erfolgreichen Integrati-
onsprozesses stehen muss. Weiterhin werden 
wir die Rente für Contergan-Geschädigte ver-
doppeln, um den Opfern dieses Medizinskan-

dals eine angemessene Versorgung zu si-
chern. Mit über 15 Millionen Euro im Jahr zu-
sätzlich werden wir die Betroffenen unterstüt-
zen. Alle Beschlüsse tragen die Handschrift 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Wir sind in 
der Großen Koalition die treibende Kraft und 
lösen die Probleme unseres Landes – zum 
Wohle der Bürgerinnen und Bürger.  
 
Diese Woche stand aber leider auch im Zei-
chen einer erstarkten Linkspartei. Ihr Einzug in 
die Landtage von Hessen, Niedersachsen und 
Hamburg erfüllt uns mit Sorge. Die Linkspartei 
ist keine normale Partei, sondern die umbe-
nannte SED, die in West wie Ost Altkommunis-
ten und Schönfärber der DDR unter ihrem 
Dach vereint. Es genügt jedoch nicht, die 
Linkspartei wegen ihrer totalitären Wurzeln zu 
verteufeln, wir müssen uns auch mit ihren poli-
tischen Forderungen und ihren Taten ausei-
nandersetzen. Die bisherige Erfahrung mit drei 
rot-roten Landesregierungen in Sachsen-
Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Berlin 
zeigt deutlich: Wo die Linkspartei regiert, 
kommen die Interessen der Menschen unter 
die Räder. Die Verschuldung ist in sämtlichen 
Ländern, in denen die PDS an der  Regierung 
beteiligt war, explosionsartig gestiegen: In 
Mecklenburg-Vorpommern hat sich der Schul-
denberg in den acht Jahren der Regierungsbe-
teiligung beinahe verdoppelt, in Sachsen-
Anhalt zwischen 1994 und 2002 mehr als ver-
dreifacht, und in Berlin sind die Schulden in-
nerhalb der ersten Legislaturperiode unter Rot-
Rot um über 50 Prozent gestiegen. 
Schon aus den genannten Gründen ist klar: 
Wir müssen uns inhaltlich mit der Linkspartei 
auseinandersetzen, und eine Zusammenarbeit 
mit ihr kann für keine demokratische Partei 
eine Option sein. Die SPD ist in der Verantwor-
tung – wir werden sie daran erinnern! 

 ` 
 

  Barthle-Brief 
Nr. 50 Berlin aktuell 

Die Woche im Bundestag 
7.3.2008 

 



Norbert Barthle MdB – Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – l 030-227 73450 – M 030-227 76414 – : www.barthle.de 

ichten ` Kurznachrichten ̀  Kurznachrichten ` Kurznachrichten ` Kurznachrichten ̀  Kurz 
 
Online-Fahndung rasch ermöglichen  
Die Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts von vergangener Woche zur Online-
Fahndung hat die Linie der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion und unseres Bundesin-
nenministers Wolfgang Schäuble bestätigt: 
Die Online-Fahndung ist ein unverzichtbares 
Instrument zur Bekämpfung des internationa-
len Terrorismus. Wie alle anderen Fahn-
dungsinstrumentarien muss natürlich auch 
die Online-Fahndung juristisch klar geregelt 
sein. Wegen der Schwere des notwendigen 
Eingriffs ist die richterliche Anordnung unab-
dingbare Voraussetzung. Das war immer 
unsere Position. Wir haben auch immer deut-
lich gemacht, dass die Anwendung der Onli-
ne-Fahndung auf einige wenige Fälle pro 
Jahr beschränkt sein wird. Auch in dieser 
Position hat uns das Urteil aus Karlsruhe 
bestätigt. Wir begrüßen es, dass unsere An-
sicht inzwischen auch von der SPD geteilt 
wird. Die Sicherheit der Menschen in unse-
rem Land ist ein zu hohes Gut, um es partei-
politischer Profilierung zu opfern. 
 
Weiterbildung stärken 
Die Weiterbildungsbeteiligung in Deutsch-
land stagniert. Insbesondere Geringqualifi-
zierte und Ältere bilden sich unterdurch-
schnittlich oft weiter. Dem wollen wir mit dem 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD „Rahmenbedingungen für lebenslanges 
Lernen verbessern – Weiterbildung und Qua-
lifizierung ausbauen und stärken“ entgegen-
wirken. Wir fordern die Bundesregierung auf, 
die Weiterbildung als tragenden Teil des Bil-
dungssystems zu etablieren und verschiede-
ne Einzelmaßnahmen zu ergreifen. Ziel ist 
eine Weiterbildungsbeteiligung der Erwerbs-
bevölkerung von 50 Prozent in der formali-
sierten Weiterbildung bis 2015. 
 
Breitbandversorgung in ländlichen Räumen 
Schnelle Zugangsmöglichkeiten zum Internet 
sind für die wirtschaftliche und gesellschaftli-
che Entwicklung unseres Landes von grund-
legender Bedeutung. Eine leistungsfähige 
Breitband-Infrastruktur ist eine wesentliche 
Voraussetzung für Wachstum, Innovation 
und Arbeitsplätze. Derzeit verfügen in 
Deutschland knapp 45 Prozent aller Haus-
halte über einen Breitbandzugang. Diese 
auch im internationalen Vergleich recht gute 

Zahl darf nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass es erhebliche Versorgungsunterschiede 
zwischen Ballungszentren und ländlichen 
Räumen gibt. Mit dem Antrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD „Breitbandversor-
gung in ländlichen Räumen schnell verbes-
sern“ fordern wir die Bundesregierung auf, 
schnelle Fortschritte bei der Flächenabde-
ckung der Breitbandversorgung zu erzielen 
und hierfür die bisherigen Maßnahmen zu 
evaluieren, die unterschiedlichen Aktivitäten 
stärker zu bündeln und ein gemeinsames 
Konzept für alle beteiligten Akteure – Bund, 
Länder, Kommunen, Wirtschaft und Nutzer – 
zu erarbeiten. 
 
Förderung von Jugendfreiwilligendiensten 
In zweiter und dritter Lesung verabschiede-
ten wir in dieser Woche das Gesetz zur För-
derung von Jugendfreiwilligendiensten. Es 
löst das Gesetz zur Förderung eines freiwilli-
gen sozialen Jahres und das Gesetz zur 
Förderung eines freiwilligen ökologischen 
Jahres ab und überführt diese in ein einheit-
liches Regelwerk. Die Jugendfreiwilligen-
dienste werden flexibilisiert und qualitativ 
ausgebaut etwa durch Anhebung der 
Höchstdauer auf 24 Monate und mehr Mög-
lichkeiten bei der Vertragsgestaltung. Ziel ist 
es, den Interessentenkreis für Freiwilligen-
dienste zu erweitern und die Kompatibilität 
mit verschiedenen Lebenssituationen der 
jungen Menschen zu verbessern. 
 
Straßburger Vertrag 
In erster Lesung haben wir das Gesetz zu 
dem Straßburger Vertrag beraten. Im Straß-
burger Vertrag vom 22. November 2004 ei-
nigten sich Frankreich, Deutschland, Belgien, 
Spanien und Luxemburg auf die Grundprin-
zipien für Aufträge, Einzelheiten der Organi-
sation und die Funktionsweise des Europäi-
schen Korps. Durch das Vertragsgesetz 
werden die Voraussetzungen für die Ratifi-
zierung des Straßburger Vertrages geschaf-
fen.  
 
Zitat 
„Bisher war es so, dass in Deutschland mehr 
Zeit durch Grußworte verlorengegangen ist 
als durch Streiks.“ (Bundeswirtschaftsminis-
ter Glos am 5.3. in Berlin zur zunehmenden 
Zahl von Streiks in Deutschland) 


